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Die Lehre aus dem Zweiten Weltkrieg schien klar 
zu sein: „Nie wieder“. Doch aus dem „nie wieder“ 
haben sich in den beiden neu gegründeten Staaten 
Deutschland und Israel zwei völlig unterschiedliche 
Interpretationen entwickelt. Während die Deut-
schen „nie wieder Krieg“ wollen, die internationalen 
Systeme kollektiver Sicherheit und kollektiver Ver-
teidigung hochhalten und sich über Jahrzehnte an 
militärischen Auseinandersetzungen primär mit der 
„Scheckbuchdiplomatie“ beteiligten, machte sich 
das israelische Volk den Satz „nie wieder Auschwitz“ 
zu eigen. Israel möchte „nie wieder“ auf jemand an-
deren angewiesen sein, wenn es um die Sicherheit 
und Verteidigung des eigenen Volkes geht. 

Das „zionistische Projekt“ fußt auf der Grundlage, 
einen sicheren Staat für alle Juden der Welt zu schaf-
fen. Es verstand und versteht sich als Antwort auf die  
jahrhundertelange Judenverfolgung.1  Hinzu kommt, 
dass diesem Sicherheitsbedürfnis auch reale Feinde 
in unmittelbarer Nachbarschaft des Staates Israel ge-
genüberstehen. Eine Vorstellung, die für das heutige 
Deutschland undenkbar ist. Potenziellen Gefahren 
ist man hierzulande seit Jahrzehnten durch Bünd-
niszugehörigkeiten entgegengetreten oder man hat 
sie gar nicht erst wahrgenommen. Vor allem die Si-
cherheitsgarantien der Amerikaner verschafften den 
Deutschen dabei stets eine komfortable Position, 
in der Sicherheit als gegeben angesehen wurde.2  
„Von Freunden umzingelt“ lautete 1992 die ironi-
sche, wenngleich zutreffende Lagebeschreibung der 
Bundesrepublik durch Verteidigungsminister Volker 
Rühe.3  Seitdem ist die Generation der Millennials in 
einer nie dagewesenen Phase von Frieden, Freiheit 
und Wohlstand herangewachsen und hat nun auch 
in der Politik Verantwortung übernommen.

Aus diesem sehr unterschiedlichen Verständnis von 
„nie wieder“ ergeben sich für das deutsch-israeli-
sche Verhältnis gelegentlich Verständnisprobleme. 
Erst seit der völkerrechtswidrigen Annexion der Krim 
durch Russland im Jahr 2014 findet zumindest in Tei-
len eine deutsche Aufarbeitung statt. Mit Beginn des 
russischen Angriffskriegs auf die Ukraine scheint die 
deutsche Politik in der Wirklichkeit angekommen zu 
sein.4 Die Deutschen werden sich bewusst, dass es 
reale Risiken für Frieden und Freiheit gibt, die ohne 
militärisches Rüstzeug nicht gelöst werden können. 
Die öffentliche Meinung in Deutschland verändert 
sich schlagartig: 78 Prozent der Deutschen befür-
worten jeweils deutsche Waffenlieferungen an die 
Ukraine sowie die Aufrüstung der Bundeswehr. Nur 
wenige Bürger (16 Prozent) finden beides falsch.5

 
Jüngst ermittelte das Meinungsinstitut Forsa, dass 69 
Prozent der Deutschen sogar befürchten, die NATO 
könne in den Konflikt hineingezogen werden, weil 
der russische Präsident Wladimir Putin ein Mitglied 
des westlichen Verteidigungsbündnisses angreifen 
könnte, zum Beispiel die baltischen Staaten Est-
land, Lettland oder Litauen. Dies würde dann auch 
Deutschland direkt betreffen.6 Die neue Konfrontati-
on erinnert an die Zeit des Kalten Krieges. Nicht um-
sonst wählte Bundeskanzler Olaf Scholz den Begriff 
der Zeitenwende für seine Regierungserklärung im 
Deutschen Bundestag anlässlich des russischen Ein-
marschs in der Ukraine. 

Der russische Angriff wurde von der Regierungskoali-
tion aus SPD, Grünen und FDP genutzt, um eine drin-
gend notwendige Neuausrichtung der deutschen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik einzuleiten. 
Die gefährliche Situation an der Ostgrenze der Euro-
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päischen Union und der NATO schaffte das politische 
Momentum: Die Stimmung im Land lässt es zu, bis-
lang unpopuläre Entscheidungen zu treffen und so 
dringend notwendige Beschaffungen für die Bundes-
wehr durch ein neues Sondervermögen in Höhe von 
100 Milliarden Euro voranzutreiben. Damit soll auch 
sichergestellt werden, dass Deutschland endlich 
das 2%-Ziel der NATO erfüllt, welches bereits beim 
NATO-Gipfeltreffen in Wales im September 2014 
beschlossen wurde. Seitdem ist die Bundesrepublik 
ihren Bündnisverpflichtungen nicht vollumfassend 
gerecht geworden.7  

Der explizite Hinweis von Bundeskanzler Scholz auf 
die Anschaffung bewaffneter Heron-Drohnen aus Is-
rael in seiner Regierungserklärung wirkt daher nur 
konsequent.8 Zum einen handelt es sich um Equip-
ment, welches die Bundeswehr bereits zu Aufklä-
rungszwecken nutzt. Andererseits ist der Hinweis 
auf den jüdischen Staat sicherlich nicht unbedarft 
gewählt.

Mit Israel benennt der Bundeskanzler einen Staat als 
Beispiel, der sich immer wieder mit defensiven und 
offensiven Systemen gegen Angriffe von außen zur 
Wehr setzen muss – eine Realität und ein Verständ-
nis von notwendiger Landesverteidigung, mit dem 
sich auch die deutsche Öffentlichkeit auseinander-
setzen sollte. Die Veränderung der wahrgenomme-
nen und tatsächlichen Sicherheitslage in Deutsch-
land kann auch sehr direkte Auswirkungen auf das 

Verhältnis mit Israel haben. Bislang stand der Beitrag 
Deutschlands für die Sicherheit des jüdischen Staa-
tes als Bestandteil der deutschen Staatsräson im 
Fokus. Nun ergibt sich parallel die Perspektive, dass 
auch Israel einen Beitrag für die deutsche Sicherheit 
leisten kann. 

Darüber hinaus besteht die Hoffnung, dass sich die 
deutsche Seite zunehmend besser in die israelische 
Situation hineinversetzen kann. Dazu zählt vor allem 
ein besseres Verständnis hinsichtlich der stärksten 
Bedrohung im Nahen Osten, dem Iran. Es wäre auch 
aus Sicht Israels und einer zunehmenden Zahl von 
arabischen Staaten wohl wünschenswert, wenn sich 
Deutschland in dieser Hinsicht vom Kurs der Ap-
peasement-Politik abwenden und zu einer zielorien-
tierten Realpolitik finden würde. 

Auf dem Weg zur regionalen Dominanz des 
Iran?

Vor dem Hintergrund der russischen Aggression 
gegenüber der Ukraine scheint es derzeit kaum vor-
stellbar, dennoch braucht es weiterhin eine Koope-
ration mit Russland, um das Streben des Irans nach 
einer atomaren Bewaffnung wirksam und dauerhaft 
zu verhindern. 

Die russischen Atomwaffenkapazitäten und die un-
verhohlene Androhung eines möglichen Einsatzes 
lassen die NATO-Staaten derzeit von einer stärkeren 
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Intervention zu Gunsten der Ukraine absehen. Kaum 
vorstellbar, in welche Situation das westliche Bündnis 
geraten würden, wenn auch noch der Iran atomare 
Waffenkapazitäten hätte. Der Iran könnte durch eine 
glaubhafte nukleare Drohkulisse eine Immunität für 
seine Proxykräfte im Nahen Osten9 erreichen und sie 
so gegen Interventionen abschirmen.

Der Joint Comprehensive Plan of Action (JCPOA), 
als Wiener Atomabkommen bekannt, wurde im 
Juli 2015 abgeschlossen. Wie auch die Minsker Ab-
kommen (September 2014/Februar 2015) ist die 
Vereinbarung von einem zum jeweiligen Zeitpunkt 
vorherrschenden optimistischen Blickwinkel auf die 
Außen- und Sicherheitspolitik gekennzeichnet. Bei 
beiden Abkommen stellt sich auch die Frage nach 
der Belastbarkeit und Verlässlichkeit der Vertrags-
partner. Die Verstöße des Iran gegen den JCPOA 
durch Urananreicherung und Herstellung von Uran-
metall verdeutlichen dies. Ein großflächiger russi-
scher Angriff auf die Ukraine wurde in westlichen 
Kreisen lange für schwer vorstellbar gehalten. Der 
gleiche Fehler könnte in Bezug auf den Iran gemacht 
werden.

Ausgehandelt wurde das ursprüngliche Abkommen 
zwischen dem Iran und den ständigen Mitgliedern 
des UN-Sicherheitsrats, China, Frankreich, Russland, 
dem Vereinigten Königreich und den Vereinigten 
Staaten, sowie der Europäischen Union.10 Hinsicht-
lich der Zukunft des JCPOA stellt sich jedoch die Fra-
ge, inwiefern sich die außenpolitischen Interessen 
der westlichen Demokratien mit denjenigen Russ-
lands und Chinas decken. Der JCPOA ist so konzi-
piert, dass Europa, die USA, Russland und China auf 
der gleichen Seite stehen müssen. Derzeit suchen 
jedoch sowohl Russland als auch China einen von 
den anderen Vertragspartnern losgelösten Schul-
terschluss mit dem iranischen Regime. Dies belegt 
unter anderem das im März 2021 abgeschlossene 
25-jährige Kooperationsabkommen zwischen Iran 
und China. 

Auch Russland sucht die Nähe des Regimes in Te-
heran. In den gegenwärtigen Verhandlungen setzt 
sich Moskau für weitreichende Garantien an den 

Iran ein. Dazu reiste der iranische Außenminister 
Hossein Amir-Abdollahian Mitte März 2022 eigens 
nach Moskau.11 Es ist damit zu rechnen, dass Russ-
land und der Iran in den kommenden Jahren auf die 
gleichen Proxykräfte zurückgreifen könnten. Die be-
kannt gewordene Anwerbung syrischer Kämpfer für 
den Einsatz in der Ukraine deutet hierauf hin.12 

Im Gegensatz zu Russland hat der Iran das Poten-
tial, sich zu einer wirtschaftlich stark aufstrebenden 
Macht zu entwickeln. Dieses Machtpotential wurde 
in den letzten eineinhalb Jahrzehnten lediglich durch 
Sanktionen eingehegt. Der mögliche iranische Auf-
stieg würde durch einen weiter steigenden Ölpreis 
zusätzlich finanziell befeuert. Die budgetären Fähig-
keiten zur militärischen Unterstützung von Proxy-
kräften würden damit weiter steigen, wenn nicht 
entsprechende Maßnahmen seitens der internatio-
nalen Gemeinschaft unternommen würden.

Auch die USA sind offenbar nicht davor gefeit, ge-
genüber dem Iran größere Kompromisse einzuge-
hen, um über die Freigabe iranischer Ölexporte den 
Weltmarktpreis abzufedern und eigene wirtschaftli-
che Schäden zu minimieren. Berichte über amerika-
nische Pläne, die iranischen Revolutionsgarden von 
der Liste terroristischer Organisationen zu streichen, 
zeigen diese ungewöhnliche Kompromissbereit-
schaft auf.13  

Auswirkungen der Neuausrichtung europäi-
scher Sicherheitspolitik auf den Nahen Osten

Die sicherheitspolitische Aufmerksamkeit der USA 
verschiebt sich vom Nahen Osten (und anderen 
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Regionen) in den indopazifischen Raum. Die rus-
sische Invasion der Ukraine wird nun europäische 
Aufmerksamkeit und Ressourcenallokation in Ost-
europa binden. Dadurch droht im Nahen Osten ein 
Doppelvakuum mit verheerenden Auswirkungen auf 
die regionale Stabilität. Die kürzlich erfolgte Rückbe-
orderung der Korvette Erfurt, die vor der Küste Liba-
nons Dienst leisten sollte, in den Nord-Ostseeraum 
ist ein erstes Anzeichen dieser Verschiebung.14 
 
Das russische Eingreifen in den syrischen Bürgerkrieg 
verdeutlicht bereits seit einigen Jahren, dass sich 
die sicherheitspolitische Herausforderung Europas 
durch das erneut als systemischen Rivalen auftreten-
de Russland sowohl in Osteuropa als auch im Nahen 
Osten abspielt. Durch das Eingreifen in den syrischen 
Bürgerkrieg hat sich Russland erneut zu einer regio-
nalen Macht im Nahen Osten entwickelt.15 Die rus-
sische Intervention in Syrien folgte dabei mit einem 
Abstand von lediglich zweieinhalb Monaten auf die 
Unterzeichnung des JCPOA. Dies unterstreicht, wel-
che Schlüsse Putin aus der westlichen Iranpolitik zog: 
Zurückhaltung wurde als Schwäche interpretiert.

Auch der Arabische Frühling hatte mit den ausgelös-
ten Flüchtlingswellen unmittelbare Auswirkungen 
auf die Stabilität der europäischen Demokratien. 
Der Austritt Großbritanniens aus der Europäischen 
Union war dabei in Teilen auch eine Reaktion auf die 
Flüchtlingskrise, befeuert durch den syrischen Bür-
gerkrieg.16 Es liegt daher im ureigenen Interesse Eu-
ropas, sich auch im Nahen Osten sicherheitspolitisch 
zu engagieren. 

Hoffnung in dunklen Zeiten: Das Abraham-Ab-
kommen und das türkische Tauwetter

Die russische Invasion der Ukraine zeigt bereits glo-
bale wirtschaftliche Auswirkungen, insbesondere im 
Lebensmittelsektor. Dies betrifft vor allem den durch 
Dürren und Konflikte geprägten und auf Importe an-
gewiesenen Nahen Osten. Steigende Lebensmittel-
preise haben das Potential zu katastrophalen Auswir-
kungen auf die Region. So stammen beispielsweise 
25 Prozent des Weizenimports Ägyptens aus der 
Ukraine, 60 Prozent kommen aus Russland.17 Nahezu 

der gesamte libanesische Weizenimport stammt aus 
der Region ums Schwarze Meer. Während die Wirt-
schaft des Landes bereits in den Monaten vor Kriegs-
beginn kollabierte, treiben die steigenden Preise den 
Libanon in eine größer werdende Abhängigkeit von 
ausländischen Geldgebern, um den benötigten Im-
port aus anderen Regionen der Welt decken zu kön-
nen.18 Alles andere würde die ohnehin schon fragile 
Stabilität im Land weiter gefährden und könnte zu 
einer ähnlichen Situation wie in Syrien führen. Dort 
wurde der Ausbruch des Bürgerkriegs auch durch die 
syrische Dürre zwischen 2006 und 2010 begünstigt.

Kurzfristig mag die drohende Knappheit bestimm-
ter Lebensmittel durch andere Herkunftsländer und 
westliche finanzielle Hilfen abgefedert werden kön-
nen. Perspektivisch braucht die Region jedoch einen 
anderen Ansatz, um die Versorgungssicherheit der 
eigenen Bevölkerungen zu gewährleisten. Das Abra-
ham-Abkommen, eine Normalisierung und Intensi-
vierung der Beziehungen zwischen Israel und einigen 
arabischen Staaten, bietet sich hier als strategische 
Grundlage an.19 So könnten israelische Innovationen 
im Agrarsektor und Lebensmittel- und Wassertech- 
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nologie einen zentralen Beitrag gegen drohende 
Lebensmittelknappheit in der Region leisten. Eine 
Ausweitung des Abraham-Abkommens auf weitere 
Staaten könnte zusätzliche Synergien schaffen und 
der fortschreitenden Destabilisierung der Region  
entgegenwirken. Doch während Europa diskutiert, 
werden im Nahen Osten Tatsachen geschaffen. Es 
liegt im Interesse Europas, diese Entwicklungen aktiv 
zu unterstützen und zu befördern, um damit Stabili-
tät und Sicherheit in der Region zu stärken. 

Auch die Türkei hat in den vergangenen Monaten 
ihre Außenpolitik neu aufgestellt. So wurden Ge-
spräche mit den Vereinigten Arabischen Emiraten, 
Ägypten, Israel und Armenien gesucht und geführt: 
Ankara folgt damit der sogenannten Doktrin des 
„problemfreien Kreises“.20 Europa sollte diese Ent-
wicklung und insbesondere das Tauwetter zwischen 
Ankara und Jerusalem unterstützen. 

Eine große Herausforderung stellt hierbei das Projekt 
der EastMed Pipeline dar, bei dem türkische Interes-
sen denen ihrer Nachbarstaaten widersprechen. Das 
ägyptisch-israelisch-zypriotisch-griechische Projekt 
könnte jedoch neue Relevanz erhalten, bietet es sich 
doch eventuell als Baustein einer Alternative zu rus-
sischen Gaslieferungen an. Europa könnte eine neue 
Rolle zukommen, das Projekt durch die Flankierung 
eines Kompromisses zwischen der Türkei und seinen 
Nachbarstaaten zu unterstützen. 

Deutschland und Europa haben dabei ein in mehrfa-
cher Hinsicht ein besonderes sicherheitspolitisches 
Interesse. Es geht einerseits um die Versorgungssi-
cherheit mit Energie, andererseits um gute Bezie-

hungen mit dem NATO-Mitglied Türkei, immerhin 
der Partner mit der zweitgrößten Truppenstärke in-
nerhalb der NATO.21 Die Nutzung militärischer Stütz-
punkte am Bosporus ist zudem ein wichtiger Stütz-
pfeiler des sicherheitspolitischen Engagements 
Europas im Nahen Osten.

Es gibt somit eine Vielzahl von Interessen, die sich 
für Deutschland anbieten, im Nahen Osten verfolgt 
zu werden. Natürlich stellt sich hier immer sowohl 
die Frage von Machbarkeit als auch von politischem 
Willen. In Bezug auf Israel ist dies jedoch auch eng 
mit der deutschen Staatsräson verbunden, welche 
die Sicherheit des jüdischen Staates einschließt. Bis-
her musste sich dieses Zugeständnis an unsere israe-
lischen Freunde noch keiner Prüfung unterziehen. 
Umso wichtiger wäre es sicherlich, „Israels Sicher-
heit als Teil deutscher Staatsräson“ mit Bedeutung 
und Leben zu füllen. Ein Beitrag dazu könnte ein 
stärkeres Engagement Deutschlands in den JCPOA-
Verhandlungen, bei der Unterstützung der Abraha-
mabkommen oder eine Rolle bei den EastMed-Ver-
handlungen mit der Türkei liefern. 
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